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Bauarbeiter (beim Straßenteeren in Hamburg): Die Reform des Arbeitsmarktes ist liegen geblieben
C. AUGUSTIN / ACTION PRESS

Titel
„Das System ist faul“ 
„Es gibt kein Recht auf Faulheit“, sagt der Kanzler. Dabei fördert der Sozialstaat nichts so 

emsig wie das Nichtstun. Viele Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger verhalten 
sich zumindest ökonomisch rational. In vielen Fällen ist Faulenzen lohnender als Arbeiten.
Arbeitsloser
(um 1930) 
Alte Debatte 
Wer die Arbeit verweigerte, wurde
hart bestraft. Er kam in ein Ver-
lies, in das langsam Wasser ein-

lief. Es umspülte die Füße, stieg bis zur
Hüfte, hätte innerhalb weniger Stunden
zum sicheren Tod geführt.

Der Ertrinkende hatte nur eine Chance,
sich zu retten: Eine kleine Pumpe stand
da, die ihm helfen sollte. Wenn er kräftig
in die Pedale trat, konnte er dem Wasser-
tod entkommen. Am Ende des makabren
Schauspiels hatte er überlebt – und zum
ersten Mal seit langem wie ein Besessener
geschuftet.

So wurde im Europa des beginnenden 17.
Jahrhunderts den Faulenzern das Faulen-
zen ausgetrieben. Die Wassermethode ist
aus einem Armenhaus in Amsterdam über-
liefert, sie galt dort als adäquates Mittel,
Müßiggänger an die Arbeit zu gewöhnen.

Vier Jahrhunderte Zivilisationsgeschich-
te später wird noch immer gegen das Nichts-
tun vorgegangen. Das Recht auf Faulheit,
das Philosophen, Soziologen und grüne
Politiker immer mal wieder gefordert hat-
ten, konnte sich nicht durchsetzen, nir-
gendwo in der Welt, schon gar nicht im
Deutschland der Häuslebauer und Spar-
buchbesitzer.

Wer sich hier zu Lande dem Arbeits-
leben verweigert und sich dafür von der
Gesellschaft freihalten lässt, dem drohen
soziale Ächtung und Geldentzug. Die Was-
serpumpe des reifen Sozialstaats bundes-
deutscher Prägung heißt Paragraf 25 Bun-
dessozialhilfegesetz: „Wer sich weigert,
zumutbare Arbeit zu leisten ... hat keinen
Anspruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt.“

Klingt unspektakulär. So wie das, was
der Kanzler Anfang April zwei „Bild“-Re-
portern in ihre Blöcke diktierte: „Wer ar-
beitsfähig ist, aber einen zumutbaren Job
ablehnt, dem kann die Unterstützung ge-
kürzt werden.“ 



Punker Markus Müßiggänger Paoli 

Grünen-Politikerin Radcke 

Ex-Fußballer Hölzenbein 

Großfamilie Hertrich Schachspieler Pydde 
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Arbeitslose: Wer sind die Leute, die schon vormittags Biergärten, Fußgängerzonen und Spielhallen bevölkern? 
Das allein – das weiß auch Gerhard
Schröder – hätte die Nation nicht bewegt.
Dazu bedurfte es eines weiteren Satzes:
„Es gibt kein Recht auf Faulheit in unserer
Gesellschaft!“

Das ist der Stoff, aus dem Debatten sind.
Eine Selbstverständlichkeit – vom Kanzler
ausgesprochen – trifft den Nerv der bun-
desdeutschen Spaßgesellschaft. Fete und
Fun, Champagner und Harald Schmidt
heißt das Credo der konsumorientierten
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Leistungsbürger, und niemand möchte 
sich dabei von vier Millionen Arbeits-
losen stören lassen, die scheinbar nie ver-
schwinden wollen, obwohl die Wirtschaft
doch so boomt. 

Ernste Fragen drängen sich auf, in den
Parteizentralen, im Kanzleramt und am
Stammtisch natürlich auch: Kann nicht je-
der einen Job finden? Warum bleiben so
viele Stellen unbesetzt? Wer sind diese
Typen, die schon vormittags Biergärten,
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Fußgängerzonen und Spielhallen bevöl-
kern? Warum gelingt es partout nicht –
trotz ABM und Qualifizierungsoffensive –,
die Zahl der staatlich registrierten Ar-
beitslosen deutlich zu senken? Wo, bitte
schön, sind die Arbeitslosen mit dem Schild
vor dem Bauch „Ich suche Arbeit jeder
Art“, die man noch von den Schwarz-
weißfotos aus der Weimarer Zeit kennt?

Plötzlich fällt auf, dass die Regierung
vieles reformiert hat – das Steuersystem

und die Rentenversicherung
zum Beispiel – und dass den-
noch etwas liegen geblieben ist:
die Reform des Arbeitsmark-
tes. Billigjobs für alle, die ne-
gative Einkommensteuer, eine
Zweiteilung der Sozialhilfe –
viele Rezepte wurden disku-
tiert und nichts entschieden. 

Der Sozialstaat, dessen Re-
geln entscheidend sind für 
das Funktionieren des Ar-
beitsmarktes, steht noch im-
mer weitgehend unverändert
da. Schröder weiß, dass er hier
ein neues Betätigungsfeld vor
sich hat – mit extrem viel
Sprengstoff.

„Es gibt kein Recht auf Faul-
heit“ – schon dieser Allge-
meinplatz des Kanzlers erregt
die Republik. Schlagzeilen,
Sonderseiten, aufgeregte TV-
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Titel
Moderatoren, schimpfende Gewerkschaf-
ter, Talkshows ohne Ende. Der Kanz-
ler war selbst überrascht – zumindest ein
bisschen. 

Schröder gegenüber „Bild“: „Ich habe
mir natürlich genau überlegt, was ich zum
Thema Arbeitslosigkeit und Faulenzer
kürzlich sagte. Aber dass daraus eine sol-
che Debatte in der Öffentlichkeit entstehen
würde, habe ich nicht vorausgesehen.“
Rettungsanker Sozialhilfe

Ehepaare/nichteheliche Lebensgemeinschaften
mit Kindern

Ehepaare/nichteheliche Lebensgemeinschaften
ohne Kinder

Allein erziehende Männer

Allein erziehende Frauen

kürzer a
ein Jah

bis 2 Jahre

bis 3 Jahre

bis 4 Jahre

bis 5 Jahre

länger als 5 JahreDauer der
Hilfegewährung
Zahl der
Haushalte*
in Tausend

Sozialhilfeempfänger
nach Haushaltstyp* in Tausend

Sonstige, z.B. Wohngemeinschaften

19

Sozialhilfeempfänger
seit 1991 insgesamt
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Sozialamt (in Berlin): Unwilligen das Geld stre
Singles
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An so viel Naivität im Kanzleramt mag
niemand glauben. Denn Schröder ahnte
zumindest, wie sehr er mit seiner Attacke
auf die Faulenzer den Wählern aus dem
Herzen sprach. Vor wenigen Wochen erst
hatte das Institut für Demoskopie in Al-
lensbach festgestellt: Etwa zwei Drittel al-
ler Westdeutschen glauben, dass „viele Ar-
beitslose gar nicht arbeiten wollen“. 

Das gesellschaftliche Klima hat sich of-
fenbar dramatisch geändert: Vor wenigen
Jahren noch war diese These von den
meisten Befragten abgelehnt worden.

Selbst in den ostdeutschen Ländern, in
denen die Arbeitslosigkeit deutlich höher
ist und sehr viel weniger Stellen angeboten
werden als im Westen, verzeichnen die
Meinungsforscher ein wachsendes Unbe-
hagen, plötzlich ist von „Drückebergern“
und „Sozialschwindlern“ die Rede. In den
ersten Jahren nach der Wende glaubte nur
ein gutes Viertel der Ostdeutschen, Stem-
pelgeld und Stütze würden oft „miss-
bräuchlich bezogen“. Inzwischen sind es 
40 Prozent.

Die Drückeberger-Debatte ist so alt 
wie die sozialen Sicherungssysteme. Im-
mer schon erregten sich die „Fleißi-
gen“ darüber, dass sie die „Faulen“ aus-
halten mussten. Be-
reits im späten Mit-
telalter unterschied
man zwischen „le-
gitimen“ Armen,
also Alten, Kranken
und Verstümmelten,
die von städtischen
Wohlfahrtsorganisa-
tionen versorgt wur-
98
den und Bettellizenzen bekamen, und
eben arbeitsfähigen Armen, die als Fau-
lenzer und Schmarotzer galten und mit
teilweise brachialen Methoden zur Arbeit
gezwungen wurden.

„Ihr sollt nicht faul und müssig seyn,
sondern arbeiten und thun“, forderte der
Reformator Martin Luther seine Lands-
leute zu protestantischer Ethik auf – lange
bevor der Kapitalismus erfunden war.

Ende des 19. Jahrhunderts –
Bismarcks Sozialgesetze waren
verabschiedet worden – heizte
ausgerechnet ein Sozialdemo-
krat die Debatte wieder an.
„Wer nicht arbeiten will, be-
kommt auch nichts zu essen“,
befand August Bebel, als SPD-
Vorsitzender einer der zahl-
reichen Vorgänger Gerhard
Schröders.

„Blaming the victim“, nen-
nen Wissenschaftler die be-
liebte Strategie, den Opfern 
die Schuld an ihrem eigenen
Schicksal zuzuschieben. Eine
Versuchung, der auch Schröder
nicht widerstehen konnte. Vor
allem nicht, nachdem die SPD-
Führung davon Wind bekom-

men hatte, dass CSU-Chef Edmund Stoiber
sich des Themas zu gern bemächtigt hätte.

Mit seiner Attacke auf vermeintliche
Sozialabstauber und Arbeitsscheue stahl
Schröder der Union die Show. Niemand
wollte Stoiber noch so richtig wahrneh-
men, als der bayerische Ministerpräsident

ichen
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forderte, unwilligen Sozial-
hilfeempfängern ihr Geld zu
streichen. Und auch der Vor-
stoß des stets etwas tölpel-
haften Unions-Fraktionschefs
verpuffte – Friedrich Merz
wollte die Stütze für „Drücke-
berger“ auf Lebensmittelgut-
scheine und Sachleistungen
reduzieren.

Seit Wochen nun wird dis-
kutiert, wie man die Faulenzer
zum Arbeiten bringen kann.
Dabei wissen auch Regierung
und Opposition, dass die so
genannten Schmarotzer allen-
falls einen „Randbereich des
Arbeitslosenproblems“ aus-
machen, wie Schröders Par-
teifreund, der rheinland-pfäl-
zische Ministerpräsident Kurt
Beck, im SPIEGEL-Interview
(siehe Seite 100) sagt.

Einige Absahner gibt es im-
mer, wenn staatliche Leistun-
gen verteilt werden. Aber sind tatsächlich
alle vier Millionen Arbeitslose und die
etwa zwei Millionen erwachsenen Sozial-
hilfeempfänger der Republik Betrüger und
Schwindler, die sich ihre Stütze erschlei-
chen und anschließend auf Kosten der All-
gemeinheit auf die faule Haut legen?

Mit Sicherheit nicht. Dabei weiß nie-
mand genau, wie viele Arbeitsverweigerer
es tatsächlich gibt. Nur eine Annäherung
an das Phänomen ist möglich. Wer eine
zumutbare Stelle ablehnt oder dem Ar-

beitgeber bedeutet, dass er eigent-
lich gar keinen Job sucht, dem kann
die Stütze zumindest für eine ge-
wisse Zeit gestrichen werden. 

Im vergangenen Jahr haben die
Behörden in 91 000 Fällen so ge-
nannte Sperrzeiten verhängt, bei
knapp vier Millionen Arbeitslosen
eine Quote von gerade mal zwei
Prozent. Ganz gestrichen wurde 
die Hilfe noch seltener – ganze
17000-mal. 

Auch alle Analysen der Wissen-
schaftler, egal ob regierungsnah oder
-kritisch, zeigen: Die meisten Stüt-
zebezieher sind entweder unschul-
dig in Not geraten, oder sie tun ge-
nau das, was der Wohlfahrtsstaat
von ihnen erwartet: Sie suchen nach
einem Job.

In aller Regel funktioniert das
auch. Mehr als die Hälfte aller Ar-
beitslosen findet schon nach weni-
gen Wochen eine neue Stelle.

Unzulässig ist es auch, die Sozial-
hilfebezieher unter Generalverdacht
zu stellen. Mehr als die Hälfte von
ihnen ist gar nicht in der Lage, eine
Arbeit anzunehmen, weil sie ent-
weder zu alt oder pflegebedürftig
sind oder gleich mehrere Kinder
erziehen. Die Debatte über das

ABM-Projek



Großtrappenbeobachtung: Kein Ausweg aus dem zweiten Arbeitsmarkt 

Arbeiterinnen (in Goslar)
Kaum Abstand zwischen Lohn und Stütze 
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schwarz-rot-goldene Himmelbett ist also
in erster Linie eine Debatte über die Mas-
senarbeitslosigkeit und ihre Ursache. 

Seit Schröders Amtsantritt gibt es zwar
einige hunderttausend Stempelgänger we-
niger. Doch ein durchschlagender Erfolg
ist das nicht. Obwohl die Wirtschaft in den
vergangenen zwei Jahren deutlich ge-
wachsen ist, hat sich der harte Kern der Ar-
beitslosigkeit verfestigt. Über ein Drittel
der Arbeitsamtskunden ist mittlerweile län-
ger als zwölf Monate arbeitslos.

Den Behörden gelten sie in der Regel
als schwer vermittelbar – vielfach bekom-
men sie schon seit Jahren keine ernst-
haften Jobangebote mehr. Die staatliche
Stütze dient vor allem dazu, sie ruhig zu
stellen. Wer Glück hat, darf allenfalls im
Auftrag kommunaler Beschäftigungsge-
sellschaften den Stadtpark fegen, städti-
sche Kinderschaukeln reparieren oder
Bauakten sortieren. Die Chance, sich 
aus diesem so genannten zweiten Arbeits-
markt wieder herauszuarbeiten, ist mi-
nimal. 

Kein Wunder, dass sich manche Ar-
beitslose inzwischen ganz gut mit ih-
rem Schicksal „eingerichtet haben“, wie
der Schweriner Ministerpräsident Harald
Ringstorff sagt. Vom Staat mit dem Nötigs-
ten versorgt und seit Jahren ohne ernst-
haften Kontakt mit der modernen Ar-
beitswelt, haben sie sich oft ihr eigenes,
ganz privates Erwerbsleben geschaffen:
Einige werkeln am Wochenendhaus, an-
dere verdienen sich werktags nebenher ein
paar Mark hinzu.

Und wenn sie dann doch einmal von ei-
nem unverdrossenen Vermittler des Ar-
beitsamts auf Jobsuche geschickt werden,
wissen sie meistens genau, wie sie sich ver-
halten müssen, damit der Kelch eines re-
gulären Arbeitsplatzes an ihnen vorbei-
geht. Die Methoden sind schlicht und ef-
fektiv: Manche „hauten“ sich einfach „be-
wusst drei Schnäpse rein“, damit sie „beim
Bewerbungsgespräch nach Alkohol stin-
ken“, hat Ministerpräsident Beck beob-
achtet.

Wissenschaftler und Praktiker sind sich
einig: Die Problemklientel verhält sich so,
wie es vom Wohlfahrtsstaat angelegt ist.
Um sie wieder für ein reguläres Erwerbs-
leben fit zu machen, bräuchten viele
praktische Lebenshilfe, andere einen Al-
koholentzug, wieder andere Zuspruch und
Druck. Doch der Staat hat für sie vor allem
eines übrig: Geld. „Nicht die Arbeitslosen
sind faul“, urteilten vor kurzem die Kon-
junkturforschungsinstitute, „sondern das
System.“

Für den hartnäckigen Beschäftigungs-
notstand sorgt ein Sozialstaat, der die Be-
dürftigen zu hilflosen Opfern abstempelt
und vor allem die nötigen Anreize vor-
enthält, einen neuen Job anzunehmen. Oft
genug, das wissen Betroffene wie Behör-
den, wären die Stützeempfänger geradezu
dumm, würden sie eine der angebotenen
Stellen tatsächlich antreten.

So melden sich große Gruppen von Job-
suchern nur deshalb bei den Stempeläm-
tern, weil sie andernfalls Sozialansprüche
oder Geld verlieren würden: 
• Wer zum Beispiel mit 19 Jahren von der

Schule abgeht und auf einen Ausbil-
dungsplatz wartet, kann seinen Eltern
zu zusätzlichem Geld verhelfen, wenn er
sich arbeitslos meldet. Dann, so sehen es
die Gesetze vor, bekommt die Familie
weiter Kindergeld. 

• Auch wer überschuldet ist oder geschie-
den, fährt häufig besser, wenn er weiter
auf die Überweisung vom Arbeitsamt
vertraut. Ginge er arbeiten, dann würde
der höhere Lohn gepfändet oder an den
früheren Ehepartner abgeführt. Eine re-
guläre Beschäftigung anzunehmen ist für
d e r  s p i e g e l 2 1 / 2 0 0 1
viele Arbeitslose daher ein Verlustge-
schäft. Experten schätzen die Zahl die-
ser so genannten Scheidungs- und Über-
schuldungsarbeitslosen in Westdeutsch-
land auf mindestens 200000.

• Noch höher ist die Zahl älterer Arbeits-
loser, die mit dem Gang zur Stempel-
stelle ihre Wartezeit bis zur Rente über-
brücken wollen. Eine Untersuchung des
Nürnberger Instituts für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung zeigt: Von den vor-
geblichen Jobsuchern über 55 Jahren
will etwa die Hälfte keine neue Stelle.
Warum auch? Dauerarbeitslose sind in

der Bundesrepublik so gut abgesichert wie
in kaum einem anderen europäischen
Land. Wer zwei Jahre lang durchschnittlich
verdient hat, erhält vom Staat über viele
Jahre hinweg ein gesichertes Einkommen
von rund 1800 Mark. Er ist kranken- und
rentenversichert und hat Anspruch auf wei-
tere Sozialleistungen wie Wohn- und Kin-
dergeld.

Da kann ein normaler Verdienst oft
nicht mithalten, weiß der Heidelberger Ar-
beitsvermittler Dirk Niebel. Der Beamte,
der seit drei Jahren für die FDP im Bun-
destag sitzt, kann sich an etliche Bewer-
berinnen erinnern, die ihn geradezu hän-
deringend um einen Job anflehten. „Ich
will unbedingt arbeiten“, bettelten sie,
„sonst fällt mir zu Hause die Decke auf
den Kopf.“ 

Doch wenn Niebel den Kandidatinnen
dann einen seiner zahlreichen Verkäufer-
oder Kassiererjobs im Handel anbot, wink-
ten die Frauen regelmäßig enttäuscht ab.
„Da bekomme ich ja hundert Mark we-
niger als jetzt“, rechneten sie dem er-
staunten Politiker vor, „das kann ich mir
nicht leisten.“

Die Erfahrungen des Abgeordneten ver-
weisen auf den Kern des deutschen Be-
schäftigungsproblems: Was der Wohlfahrts-
staat fürs Nichtstun überweist, übersteigt
mitunter das, was ein Hilfsarbeiter am
Band oder eine Kellnerin im Biergarten
nach einem langen Arbeitstag verdient.

Selbst Sozialhilfebezieher, denen laut
Gesetz nur der „notwendige Lebensunter-
halt“ zusteht, sind mitunter besser gestellt
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Titel
„Ein riesiges Jobpotenzial“
Der rheinland-pfälzische Ministerpräsident Kurt Beck (SPD) über faule Arbeitslose
SPIEGEL: Zwei Drittel der Westdeutschen
und 40 Prozent der Ostdeutschen glau-
ben, dass die meisten Arbeitslosen faul
sind. Können so viele Menschen irren?
Beck: Natürlich gibt es Leute, die sich so
sehr an das Nichtarbeiten gewöhnt ha-
ben, dass sie nicht mehr in der Lage oder
willens sind, eine Arbeit anzunehmen.
Aber das ist nur ein Bruchteil. Wenn man
nur diese wenigen im Blick hat, wird man
der Sache nicht gerecht.
SPIEGEL: Das heißt, die vom Kanzler an-
gestoßene Faulenzerdebatte geht am
Kern des Problems vorbei?
Beck: Sie ist nicht falsch, aber sie muss dif-
ferenziert geführt werden. Es hilft nichts,
wenn wir nur die Ressentiments pflegen.
Sehen Sie sich mal an, wie wenige Leute
beim Arbeitsamt tatsächlich Sperrfristen
bekommen, weil sie nicht arbeiten wol-
len. Selbst wenn Sie da noch mal 200 Pro-
zent Dunkelziffer draufschlagen, handelt
es sich allenfalls um einen Randbereich
des Arbeitslosenproblems.
SPIEGEL: Anders gesagt: Alles kann so
bleiben, wie es ist.
Beck: Das wäre auch falsch. Als ich noch
Bürgermeister in meiner Heimatgemein-
de Steinfeld war, habe ich es immer so ge-
handhabt: Wer in der Gemeinde Sozial-
hilfe bekommen hat und weder kleine
Kinder erziehen musste noch in einer be-
sonderen Notlage war, den habe ich zu
gemeinnütziger Arbeit herangezogen. Er
hat damals zwei Mark pro Stunde zur So-
zialhilfe dazugekriegt, und dann hat er
öffentliche Plätze in Ordnung gehalten
oder Waldwege gepflegt. Das hilft. Wenn
man ohnehin jeden Morgen aufstehen
muss, ist der Anreiz, einen richtigen Job
anzunehmen, schon ein ganzes Stück
größer. Diese Instrumente gibt es. Sie
werden nur nicht genügend angewandt.
SPIEGEL: Woran liegt das?
Beck: Manche Sozialamtsleiter wollen
keinen Ärger haben. Denn es gibt ja So-
zialhilfebezieher, die verweigern sich
wirklich. Die merken jeden dritten Tag,
dass es woanders wehtut, gehen zum Arzt
und kommen nicht wieder. Auch die Ar-
beitgeber machen es sich manchmal zu
leicht: Wenn das Arbeitsamt jemanden
schickt, der sich bewusst drei Schnäpse
reingehauen hat, damit er nach Alkohol
stinkt, dann wird das nicht gemeldet.
SPIEGEL: Die Arbeitgeber wollen eben nie-
manden anschwärzen – ist doch ver-
ständlich.
Beck: Durchaus. Aber manchmal wäre es
hilfreich, wenn sich diejenigen, die so ger-
ne über Drückeberger schimpfen, dort,
wo sie selber Verantwortung tragen, we-
nigstens die Rechtslage angucken. Wir
wären weiter, wenn beispielsweise in den
d e r  s p i e g e l 2 1 / 2 0 0 1
Kommunen die geltenden Gesetze kon-
sequent beachtet würden. 
SPIEGEL: Neue Instrumente sind nicht
nötig?
Beck: Auch darüber müssen wir nach-
denken. Aber ich plädiere dafür, dif-
ferenziert vorzugehen. Auf keinen Fall
dürfen wir alle Langzeitarbeitslosen und
Sozialhilfebezieher über einen Kamm
scheren.
SPIEGEL: Was meinen Sie damit?
Beck: Einem 50-jährigen Industriemeis-
ter, der sich sein Leben lang im Schicht-
betrieb abgerackert hat und dessen Be-
trieb nun dichtmacht, darf man nicht
sagen: Jetzt musst du zur Abwechslung
mal auf dem Spargelacker arbeiten. Die-
ser Mensch hat ein Stück seines Lebens-
werks verloren und ein Anrecht darauf,
dass das anerkannt wird. Dem 28-jähri-
gen dagegen, der beharrlich sagt, ein Job
als Lagerarbeiter ist mir zu anstrengend,
muss man klarmachen: Lieber Freund,
dann musst du halt mit 15 oder 20 Pro-
zent weniger auskommen. 
SPIEGEL: Fast vier Millionen Arbeitslose
sind offiziell gemeldet, gleichzeitig kön-
nen viele Stellen nicht besetzt werden.
Was läuft da falsch?
Beck: Teilweise setzen wir die falschen
Anreize. Ich will Ihnen ein Beispiel nen-
nen: Für Menschen mit vielen Kindern

lohnt es sich oft nicht,
eine Arbeit anzunehmen.
Sie bekommen über die
Sozialhilfe für ihre Kin-
der mehr Geld, als wenn
sie arbeiten und norma-
les Kindergeld beziehen
würden. Wir haben ein
Modell für solche Fami-
lien entwickelt und zah-
len denen, die eine Ar-
beit im ersten Arbeits-
markt annehmen, einen
Kindergeldzuschlag von
200 Mark.
SPIEGEL: Seit vergange-
nem Herbst haben Sie
damit gerade mal 120 Ar-
beitslose von der Straße
gebracht. Ist das nicht ein
bisschen dürftig?R
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Billigjobs (Spargelernte)
„Drei Schnäpse 
reingehauen, damit er
nach Alkohol stinkt“



Sozialdemokrat Beck: „Falsche Anreize“

ABM-Kräfte beim Radwegebau
Wer Glück hat, darf den Park fegen

M
A
R
T
IN

 J
E
H

N
IC

H
E
N

 /
 L

A
IF
Beck: Erstens läuft das Modell gerade erst
an. Zweitens müssen Sie in Ihre Bilanz
alle Maßnahmen einbeziehen, mit denen
wir Langzeitarbeitslose motivieren, wie-
der einen Job anzunehmen. Wir wenden
dafür in Rheinland-Pfalz einen Betrag
von 100 Millionen Mark pro Jahr auf und
haben damit innerhalb von zwei Jahren
die Zahl der Sozialhilfeempfänger um fast
15000 gesenkt und die Arbeitslosenquo-
te auf unter sieben Prozent gedrückt. Das
heißt doch: Unser Modell hat sich schon
gerechnet.
SPIEGEL: Ein Vorbild für ganz Deutsch-
land? 
Beck: Unbedingt. Ich will jetzt nicht dar-
an herummäkeln, dass wir uns im ver-
gangenen Jahr entschieden haben, das
Konzept erst einmal zwei Jahre lang re-
gional bei uns in Rheinland-Pfalz zu er-
proben. Aber nach unseren ersten Erfah-
rungen muss ich sagen: Es wäre sinnvoll,
das Modell schon jetzt bundesweit ein-
zuführen.
SPIEGEL: Bundesarbeitsminister Walter
Riester glaubt nicht, dass es in Deutsch-
land genügend Bedarf für solche niedrig
entlohnten Dienstleistungsjobs gibt, wie
sie mit Ihrem Modell gefördert werden.
Ist da etwas dran?
Beck: Nein. Gerade in den Dienstleis-
tungsbranchen können wir ein riesiges
Jobpotenzial erschließen, wenn man es
richtig anpackt. In Rheinland-Pfalz ha-
ben wir jetzt in unserer Koalitionsverein-
barung festgelegt, Job-Agenturen für pri-
vate Haushalte zu schaffen. Dort können
Kunden stundenweise Putzhilfen oder
Kinderbetreuer abrufen, die
dort regulär sozialversiche-
rungspflichtig angestellt sind.
Ich bin überzeugt, dass die
Leute für solche Dienstleis-
tungen auch bezahlen wür-
den, wenn es nicht so auf-
wendig wäre. 
SPIEGEL: Sie bezahlen doch
heute schon, nur eben
schwarz. 
Beck: Das ist das Problem.
Ich beschäftige in meinem
Haushalt jetzt zwei Frauen,
ganz legal, in regulären 
Beschäftigungsverhältnissen.
Aber um die Jobs kor-
rekt anzumelden und ab-
zurechnen, kassiert mein
Steuerberater noch einmal
fast so viel an Honorar, wie
ich den beiden Frauen an
Lohn zahle. Das ist doch 
absurd. 
SPIEGEL: Für die Arbeits-
marktpolitik wird in Deutsch-
land viel Geld ausgege-

ben. Die Arbeitsämter zahlen jedes 
Jahr fast 30 Milliarden Mark allein 
für Qualifizierungs- und Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen. Ist das Geld gut an-
gelegt?
Beck: Teils, teils. Die Arbeitsämter sind
deutlich besser geworden, was Umschu-
lungsmaßnahmen angeht. Doch die Er-
folge könnten noch größer werden, wenn
die Arbeitsämter die berufliche Weiter-
bildung betriebsnäher organisieren wür-
den. Und was die Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen angeht: In Regionen, in
denen die Massenarbeitslosigkeit weit-
gehend abgebaut ist, könnten wir das
Geld viel zielgenauer einsetzen – zum
Beispiel für Beschäftigungsgesellschaften,
die das Personal insolventer Betriebe
übernehmen und wieder in den ersten
Arbeitsmarkt eingliedern. Im Übrigen:
Aktive Arbeitsmarktpolitik bleibt unver-
zichtbar. Ohne sie läge die Arbeitslosen-
quote in Rheinland-Pfalz um 0,6 Prozent
höher.
SPIEGEL: Die Bundesregierung will die Ar-
beitslosenzahl bis zum Ende der Legisla-
turperiode auf 3,5 Millionen drücken.
Halten Sie das für realistisch?
Beck: Das halte ich für realistisch. Das ist
erreichbar.
SPIEGEL: Darf sich eine Regierung bei 
3,5 Millionen Arbeitslosen zurückleh-
nen und sagen: Prima, was wir schon ge-
schafft haben?
Beck: Das tut doch keiner. Man muss aber
auch anerkennen, dass es vorwärts geht.
Wunder kann in diesem Bereich eben
niemand vollbringen.
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als Arbeitnehmer aus den unteren Tarif-
gruppen. Wie klein der Abstand zwischen
Lohn und Stütze heute vielfach ist, zeigt
eine neue Analyse des Kölner Instituts der
deutschen Wirtschaft.

Danach verfügt eine Kleinverdienerfa-
milie mit zwei Kindern (Bruttoverdienst
3000 Mark) samt Wohn- und Kindergeld
gerade mal über Monatseinkünfte von 3245
Mark. Die gleiche Familie, die Sozialhilfe
kassiert, hat Anspruch auf 2940 Mark, nur
etwa 300 Mark weniger. 

Das absurde System hat weniger mit
dem so genannten Regelsatz zu tun. Der
reicht mit 550 Mark tatsächlich kaum 
zum Leben. Für die verhängnisvolle
Gleichbehandlung von Arbeit und Nicht-
arbeit sorgt eine weitere Ungereimtheit
des deutschen Transfersystems: Dem Staat
sind Kinder und Wohnräume von Sozial-
hilfeempfängern mehr wert als die von
Arbeitnehmern. 

Während die Sozialämter Bedürftigen
die vollen Mietkosten und ein Kindergeld
von bis zu 490 Mark zahlen, bekommen
Arbeitnehmer regelmäßig nur einen ge-
ringen Teil der Miete erstattet, und das
Kindergeld beläuft sich auf 270 Mark. 

Damit verhindert das System, dass Bil-
ligjobs entstehen, über die viele schlecht
qualifizierte Arbeitslose wieder den Weg in
den Arbeitsmarkt finden könnten. Nie-
mand will gern arbeiten, wenn er damit
nur wenig mehr als den Sozialhilfesatz ver-
dient. Für den Münchner Ökonomen
Hans-Werner Sinn ist die deutsche Job-
lücke deshalb eine „Arbeitslosigkeit durch
Sozialhilfe“.

Verschärft wird das Problem dadurch,
dass Stützeempfänger zu ihrer staatli-
chen Überweisung legal so gut wie nichts
hinzuverdienen dürfen. Wer als Sozial-
hilfeempfänger einen regulären Job an-
nimmt, muss sich den Verdienst praktisch
vollständig auf die Staatsknete anrech-
nen lassen. 

Die Folgen lassen sich an der deutschen
Beschäftigtenstatistik ablesen. Während in
Ländern wie Großbritannien, Dänemark
oder den Niederlanden in den vergangenen
Jahren Hunderttausende niedrig entlohn-
101



Gebotener Abstand?
Vergleich verfügbarer Einkommen
von Sozialhilfeempfängern
und Arbeitnehmern
mit 3000 Mark brutto
im Monat

632,–Bedarfssatzfür die Kinder K
540
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31
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Titel
ter Dienstleistungsjobs geschaffen wurden,
sind in Deutschland Berufe wie der Tank-
stellenhelfer oder der Parkhauswächter seit
Jahren nahezu ausgestorben. Statistiker
haben errechnet: Würde Deutschland sei-
ne Servicewirtschaft ähnlich aufrüsten wie
das benachbarte Dänemark, könnten auf
einen Schlag vier Millionen neue Jobs
entstehen.

In der Bundesrepublik jedoch blüht nur
eine Billigbranche: die Schwarzarbeit. Vie-
le Tätigkeiten, die in anderen Ländern pri-
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Billigjob (Gartenarbeit) 
BAT – bar auf die Tatze
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vate oder staatliche Unternehmen regulär
anbieten, rechnen sich in Deutschland nur
noch nach dem BAT-Tarif der Schatten-
wirtschaft: Arbeitgeber drücken die Löhne,
indem sie „bar auf die Tatze“ zahlen –
ohne Steuern und Sozialabgaben.

Nach diesem Prinzip funktionieren in
Deutschland ganze Wirtschaftszweige, der
riesige Markt der Haushaltshilfen zum Bei-
spiel. Fast drei Millionen Privathaushalte,
das haben Umfragen ergeben, beschäftigen
regelmäßig eine Putzfrau. Doch ange-
meldet wird der Job so gut wie 
nie. Lediglich 40000 Haushaltshilfen sind
in der Statistik als regulär Beschäftigte
registriert.

Was gegen die Misere getan werden
kann, haben die Arbeitsmarktforscher 
der Regierung in einer ganzen Serie von
Gutachten und Empfehlungen immer
wieder vorgebetet. Dauerarbeitslose soll-
ten durch einen Mix aus „Fördern und
fordern“ (Arbeitsminister
Riester) stärker rangenom-
men werden:
• Arbeitslosen, die zumut-

bare Jobs ablehnen, und
Sozialhilfeempfängern,
die arbeitsfähig sind, wird
die Stütze gekürzt.

• Staatliche Zuschüsse sol-
len es für Langzeitar-
beitslose attraktiver ma-
chen, Niedriglohnjobs
anzunehmen.

• Problemgruppen sollen
gezielt wieder für den
Arbeitsmarkt fit gemacht
werden.

Sozialminister
„Fördern und
102
Doch für eine solch umfassende Reform
fehlt der rot-grünen Regierung bisher der
Mut. Zu groß ist die Angst, mit zusätz-
lichen Sanktionen Stammwähler zu ver-
graulen oder die mächtigen Gewerk-
schaften gegen sich aufzubringen. Deren
Funktionäre haben dem Kanzler mehrfach
signalisiert: Wer den Druck auf Arbeits-
lose und den Anteil von Niedriglohnjobs
in der Wirtschaft erhöhen will, bekommt
es mit ihnen zu tun.

Die Regierung weiß, was sie erwar-
tet. Oft genug ist sie in den vergange-
nen zwei Jahren vor der mächtigen Lob-
by, die vor allem die Interessen der Ar-

beitsplatzbesitzer vertritt,
eingeknickt.

So scheiterte der damali-
ge Kanzleramtschef Bodo
Hombach mit seinem Plan,
gering qualifizierte Dienst-
leistungsjobs mit staatlich
subventionierten Kombilöh-
nen zu fördern. Als Gewerk-
schaften und Parteilinke
gegen das Vorhaben Sturm
liefen, entsorgte die Regie-
rung ihr mutiges Vorhaben
in einigen regionalen Mo-
dellversuchen – die sich an-
schließend erwartungsge-
mäß als Flop herausstellten.

iester
ordern“ 
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für Unterkunft
s Mietniveau

Auch als der SPIEGEL 
in der vergangenen Woche
über die Pläne für einen
radikalen Umbau der So-
zialhilfe berichtete, war das
den Verantwortlichen im Fi-
nanzministerium eher pein-
lich. Arbeitsfähige Sozial-
hilfeempfänger, heißt es im
internen Papier des Eichel-
Ministeriums, sollten in Zu-
kunft deutlich weniger Stüt-
ze beziehen als Bedürftige.
„Völlig absurd“ sei der Be-
richt, tönte das Finanzminis-
terium nach dem Bekannt-
werden der Pläne.

So als gäbe es keine inter-
nen Papiere aus dem Mi-
nisterium, keine Studie des
Instituts für Wirtschaftsfor-
schung in Halle. So als habe
es nie ein Gespräch zwischen
Finanzminister Hans Eichel
und Arbeitsminister Walter
Riester über diese heikle An-
gelegenheit gegeben, son-
dern allenfalls die Überle-
gungen einiger subalterner
Beamter. Wenn überhaupt.

Tatsache ist: Das Thema
Sozialreform steht auf der
Agenda – nicht für diese,
sondern, wie berichtet, mit
Rücksicht auf die Bundes-
tagswahl, für die nächste Le-
gislaturperiode.

Eine breite Debatte zum jetzigen Zeit-
punkt, darin sind sich die Strategen der
Regierung einig, erschwert die weiteren
Verhandlungen: Angesichts der Wider-
stände, die vor allem bei SPD-Linken und
Gewerkschaften, aber auch im Arbeitsmi-
nisterium zu überwinden seien, „müssen
wir noch“, heißt es intern, „viele, viele Ge-
spräche führen“.

Stattdessen steht diese Woche in Berlin
wieder nur ein Reförmchen auf der Tages-
ordnung. Die Koalition will Eckpunkte für
ein „Job-Aktiv-Gesetz“ (Arbeitstitel) ver-
abschieden. Danach dürfen Arbeitslose
künftig private Agenturen einschalten,
wenn der Staat sie nicht vermitteln kann.
Die Arbeitsämter können Zuschüsse an Fir-
men vergeben, die für öffentliche Bauauf-
träge Arbeitslose einstellen. Zusätzliche
Subventionen erhalten Kleinbetriebe, die
Arbeitnehmer über 50 weiterbilden.

Alles sinnvoll, aber kaum ausreichend.
Für eine durchgreifende Sozial- und Ar-
beitsmarktreform, die auch der Kanzler
für nötig hält, wird die Zeit knapp. Will
Schröder nach zwei Legislaturperioden als
jener Kanzler abtreten, der das Arbeits-
losenproblem spürbar reduziert hat, muss
er bald ran. 

Auch für den deutschen Kanzler gilt: Es
gibt kein Recht auf Faulheit.
Konstantin von Hammerstein, Michael Sauga


